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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
Hinweise des BZSt zum Vorsteuer-Vergütungsverfahren nach dem Brexit 
 
Anträge für den Vergütungszeitraum 2020 sind bis zum 31. März 2021 zu stellen. 

Die Mitgliedschaft Großbritanniens in der Europäischen Union ist mit Ablauf des 
31. Januar 2020 beendet worden. Die Regelungen der Richtlinie 2008/9/EG des 
Rates vom 12. Februar 2008 für Vorsteuer-Vergütungsanträge aus und nach 
Großbritannien gelten bis zum 31. Dezember 2020 unverändert weiter. 

Anträge, die Vergütungszeiträume des Jahres 2020 betreffen, sind bis zum 31. 
März 2021 nach den Vorschriften der vorgenannten Richtlinie zu stellen. 

Achtung: Für den Vergütungszeitraum 2020 endet die Antragsfrist 
damit nicht am 30. September 2021, sondern bereits sechs Monate 
früher.  Anträge aus und nach Großbritannien sollen daher spätestens bis zum 
31. März 2021 eingereicht werden, da anderenfalls damit gerechnet werden 
muss, dass eine Vergütung abgelehnt wird. 

Fundstelle 

Kurzmeldung auf der Homepage des BZSt. 
 
  

https://www.bzst.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2021_Kurmeldungen/20210108_vorst_brexit.html
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 18. Februar 2021 

 
 
Bestehen bei gemischt genutzten Gebäuden erhebliche 
Unterschiede in der Ausstattung der verschiedenen Zwecken 
dienenden Räume, sind Vorsteuerbeträge nach dem 
(objektbezogenen) Umsatzschlüssel aufzuteilen (Bestätigung der 
Rechtsprechung; s. Senatsurteil vom 10.08.2016 - XI R 31/09, 
BFHE 254, 461; BFH-Beschluss vom 27.03.2019 - V R 43/17, 
BFH/NV 2019, 719). 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 004/21. 

 

 

 

 

Die in § 2 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2002 angeordnete Rückwirkung 
betrifft nur die Ermittlung des Einkommens der übertragenden 
Körperschaft und der Übernehmerin. Diese Norm führt daher nicht 
zum Entstehen eines Übernahmegewinns bei einem bereits 
verstorbenen Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft, wenn diese 
Gesellschaft nach dem Todestag rückwirkend auf ihren neuen 
Alleingesellschafter verschmolzen wird. Die Einlagefiktion des § 5 
Abs. 2 UmwStG 2002 ist auch dann anzuwenden, wenn Anteile an 
der übertragenden Körperschaft, die unter § 17 EStG fallen, 
zwischen dem steuerlichen Übertragungsstichtag und dem 
zivilrechtlichen Wirksamwerden der Verschmelzung unentgeltlich 
übertragen werden. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Beiträge an einen nicht der Versicherungsaufsicht unterliegenden 
Solidarverein, der Leistungen in Krankheitsfällen gewährt, können -
-unbeschadet weiterer Voraussetzungen-- nur dann als 
Sonderausgaben abgezogen werden, wenn auf die Leistungen des 
Vereins ein Rechtsanspruch besteht. Eine anderweitige 
Absicherung im Krankheitsfall nach § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
Buchst. a Satz 2 EStG i.V.m. § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V kann auf der 
Grundlage sowohl deutschen als auch ausländischen Rechts 
bestehen (Anschluss an BSG-Urteil vom 20.03.2013 - B 12 KR 
14/11 R, BSGE 113, 160, Rz 14). 
 
Zum Urteil  
 
 

Urteil XI R 7/20: 
Vorsteueraufteilung bei 
gemischt genutzten 
Gebäuden; 
sachgerechter 
Schlüssel bei 
erheblichen 
Ausstattungs-
unterschieden 
 
 
11. November 2020 
 

Urteil X R 36/18: Keine 
Einkommensauswirku
ngen des nach dem 
steuerlichen 
Übertragungsstichtag 
verstorbenen 
Gesellschafters einer 
KapGes durch 
rückwirkende 
Verschmelzung auf 
den 
Alleingesellschafter 
 
08. September 2020 
 

 

 
Urteil X R 12/19: 
Beiträge an einen nicht 
der 
Versicherungsaufsicht 
unterliegenden 
Solidarverein als 
Vorsorge-
aufwendungen 
 
 
12. August 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110020/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/vorsteueraufteilung-bei-errichtung-eines-gemischt-genutzten-stadtteilzentrums/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110018/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110019/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil X R 22/18: Von der ZfA vorgenommene Sperrung des Passworts für 
die Datenübermittlung von Vorsorgeaufwendungen 
12. August 2020 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

EuGH-Vorlage zum Vorsteuerabzug einer geschäftsleitenden Holding 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) 
zwei Fragen zum Vorsteuerabzug einer Funktionsholding aus bestimmten 
Eingangsleistungen zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine GmbH, die als Kommanditistin an den Unternehmen X-KG 
und Y-KG beteiligt war. Beide Gesellschaften errichteten bestimmte Bauobjekte 
und veräußerten die einzelnen Wohneinheiten überwiegend umsatzsteuerfrei. An 
beiden Gesellschaften waren auch Dritte beteiligt, jedoch nur als 
Minderheitsgesellschafter. 

Bei beiden KGs wurde vereinbart, dass die Gesellschafter zur Finanzierung der 
Bautätigkeit ein Aufgeld erbringen sollten. Diese Vereinbarung wurde so 
umgesetzt, dass die übrigen Gesellschafter ihren jeweiligen Anteil an den 
Aufgeldern in Geld erbrachten, während die Klägerin für ihren Anteil 
unentgeltliche Dienstleistungen (u.a. Architektenleistungen, statischen 
Berechnungen) zu erbringen hatte. 

Zudem wurde zusätzlich vereinbart, dass die Klägerin für die KGs auch 
Buchführungs- und Geschäftsführungsleistungen erbringen sollte. Dazu gehörten 
die Einstellung und Entlassung von Personal, der Materialeinkauf, die Aufstellung 
des Jahresabschlusses sowie die Wahrnehmung der steuerlichen Deklaration 
und Kommunikation gegenüber dem Finanzamt. Diese Leistungen wurden von 
der Klägerin entgeltlich erbracht. 

Ausdrücklich ausgenommen aus den vereinbarten Geschäftsführungsleistungen 
waren jene Leistungen, die die Klägerin als Gesellschafterbeitrag zu leisten hatte. 
Diese Gesellschafterleistungen erbrachte die Klägerin teilweise mit eigenem 
Personal bzw. eigenen Geräten, teilweise mithilfe anderer Unternehmen, die ggü. 
der Klägerin (zutreffend) mit gesondertem Umsatzsteuerausweis abrechneten. 

Das Finanzamt wertete die unentgeltlichen Gesellschafterbeiträge der Klägerin für 
die X-KG und die Y-KG als nichtsteuerbare Tätigkeiten. Sie hätten nicht der 
Erzielung von Einnahmen in umsatzsteuerrechtlichem Sinne gedient und seien 
deshalb nicht der unternehmerischen Tätigkeit der Klägerin zuzuordnen. 
Vorsteuerbeträge, die direkt und unmittelbar mit diesen Tätigkeiten 
zusammenhängen, seien nicht abziehbar. 

Die hiergegen gerichtete Klage vor dem Niedersächsischen Finanzgericht hatte 
Erfolg. 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110017/
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Beschluss des BFH 

Der BFH hat dem EuGH nun folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

1. Sind unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens Art. 168 
Buchst. a in Verbindung mit Art. 167 der Richtlinie 2006/112/EG 
des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem dahin gehend auszulegen, dass einer 
geschäftsleitenden Holding, die steuerpflichtige Ausgangsumsätze 
an Tochtergesellschaften ausführt, das Recht auf Vorsteuerabzug 
auch für Leistungen, die sie von Dritten bezieht und gegen die 
Gewährung einer Beteiligung am allgemeinen Gewinn in die 
Tochtergesellschaften einlegt, zusteht, obwohl die bezogenen 
Eingangsleistungen nicht in direktem und unmittelbarem 
Zusammenhang mit den eigenen Umsätzen der Holding, sondern 
mit den (weitgehend) steuerfreien Tätigkeiten der 
Tochtergesellschaften stehen, die bezogenen Eingangsleistungen 
in den Preis der (an die Tochtergesellschaften erbrachten) 
steuerpflichtigen Umsätze keinen Eingang finden und nicht zu den 
allgemeinen Kostenelementen der eigenen wirtschaftlichen 
Tätigkeit der Holding gehören? 

2. Falls die Frage 1 bejaht wird: Stellt es einen Rechtsmissbrauch im 
Sinne der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen 
Union dar, wenn eine geschäftsleitende Holding derart in den 
Leistungsbezug von Tochtergesellschaften „zwischengeschaltet“ 
wird, dass sie die Leistungen, für die den Tochtergesellschaften bei 
unmittelbarem Leistungsbezug kein Recht auf Vorsteuerabzug 
zustünde, selbst bezieht, in die Tochtergesellschaften gegen 
Beteiligung an deren Gewinn einlegt und anschließend unter 
Berufung auf ihre Stellung als geschäftsleitende Holding den vollen 
Vorsteuerabzug aus den Eingangsleistungen geltend macht, oder 
kann diese Zwischenschaltung durch außersteuerrechtliche Gründe 
gerechtfertigt werden, obwohl der volle Vorsteuerabzug an sich 
systemwidrig ist und zu einem Wettbewerbsvorteil von Holding-
Konstruktionen gegenüber einstufigen Unternehmen führen würde? 

Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 23. September 2020 (XI R 22/18), veröffentlicht am 11. 
Februar 2021. 

 

Immobilienwertnachweis durch Gutachten 

Die ImmoWertV gestattet die Ermittlung des Bedarfswerts eines 
Erbbaugrundstücks nach der finanzmathematischen Methode. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die Klägerin erbte mehrere Erbbaugrundstücke, die mit Reihenhäusern und in 
einem Fall mit einem Werkstattgebäude bebaut sind. Das Finanzamt stellte die 
jeweiligen Grundstückswerte auf den Besteuerungszeitpunkt gesondert fest. Es 
nahm u.a. einen Liegenschaftszinssatz von 3 % für die Reihenhäuser und 6,5 % 
für das Geschäftsgrundstück sowie einen geschätzten Erbbauzins von 2,20 €/m² 
an. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110016/
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Im Einspruchsverfahren legte die Klägerin ein Gutachten eines von der 
zuständigen Industrie- und Handelskammer öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen für die Wertermittlung von bebauten und unbebauten 
Grundstücken vor. Der Sachverständige ging nach finanzmathematischer 
Methode vor. Diese erachtete er für allein sachgerecht. 

Der Sachverständige nahm für die Reihenhäuser einen Liegenschaftszinssatz 
von 4 % an und setzte die tatsächlich vereinbarten Erbbauzinsen an. Die 
Gebäude berücksichtigte er nicht, da sie zwar nur zu 2/3 zu entschädigen seien, 
aber eine Restnutzungsdauer unterhalb der Restlaufzeit der Erbbauverträge 
aufwiesen. Das Geschäftsgrundstück hat er als Teil des 
Einfamilienhausgrundstücks behandelt. 

Das Finanzamt wies die Einsprüche mit der Erwägung zurück, die 
finanzmathematische Methode sei nicht sachgerecht. 

Die Klage vor dem Niedersächsischen Finanzgericht blieb ohne Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 

Weist der Steuerpflichtige nach, dass der gemeine Wert der wirtschaftlichen 
Einheit am Bewertungsstichtag niedriger ist als der nach den §§ 179, 182 bis 196 
Bewertungsgesetz (BewG) ermittelte Wert, so ist nach § 198 Satz 1 BewG dieser 
Wert anzusetzen. 

In formeller Hinsicht kann dieser Nachweis u.a. durch Vorlage eines Gutachtens 
eines öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen erbracht werden. Ob 
das Gutachten tatsächlich den Nachweis erbringt, unterliegt der freien 
Beweiswürdigung. Diese setzt voraus, dass dem Gutachten ohne weitere 
Aufklärungs- und Ermittlungsmaßnahmen gefolgt werden kann, insbesondere 
ohne Einholung eines weiteren Sachverständigengutachtens (vgl. BFH, Urteil 
vom 25. April 2018, II R 47/15, Rz. 21 (siehe unseren Blogbeitrag) und BFH, 
Urteil vom 05. Dezember 2019, II R 9/18, Rz. 13 (siehe unseren Blogbeitrag)). Zur 
Ordnungsmäßigkeit des Gutachtens rechnet sowohl dessen methodische Qualität 
als auch eine zutreffende Erhebung und Dokumentation der 
Begutachtungsgrundlagen (BFH, Urteil vom 24. Oktober 2017, II R 40/15, Rz 13). 

Materiell-rechtlich gelten für den Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts nach 
§ 198 Satz 2 BewG grundsätzlich die auf Grund des § 199 Abs. 1 BauGB 
erlassenen Vorschriften. Wie deren Eingangsformel zeigt, handelt es sich dabei 
um die ImmoWertV, die nach ihrem § 24 Satz 1 am 01. Juli 2010 in Kraft getreten 
ist. Die ImmoWertV regelt die Wertermittlung von Erbbaugrundstücken nicht 
ausdrücklich. Ihrer Systematik nach lässt sie die Wertermittlung über eine 
finanzmathematische Methode zu. 

Der BFH ist an die abweichende Würdigung durch das Finanzgericht nicht 
gebunden. Das Finanzgericht ist davon ausgegangen, dass die ImmoWertV die 
Anwendung einer finanzmathematischen Methode nicht erlaube. Dies entspricht 
nicht der Rechtslage. Die Wahl dieser Methode ist grundsätzlich zulässig. 
Insoweit hat das Finanzgericht seiner Beweiswürdigung nicht zutreffende 
Rechtsgrundsätze zugrunde gelegt. 

Die Wahl der finanzmathematischen Methode ist auch im konkreten Einzelfall 
nicht zu beanstanden. Der BFH nimmt die entsprechende Würdigung selbst vor, 
da alle dafür erforderlichen tatsächlichen Feststellungen vorliegen. Der Gutachter 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2018/09/26/kein-nachweis-des-grundstueckswerts-durch-dessen-bilanzansatz/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/01/22/nachweis-des-niedrigeren-gemeinen-werts-durch-sachverstaendigengutachten/
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

hat ausgeführt, warum er eine reine Vergleichswertmethode für ungeeignet, eine 
ertragsorientierte Methode für besser geeignet hält. 

Für die Frage, ob sich der gutachterliche Nachweis des gemeinen Werts auf eine 
andere Wertermittlung als das Vergleichswertverfahren stützen darf, ist es 
unerheblich, ob nach § 194 Abs. 1 BewG das Vergleichswertverfahren hätte 
Anwendung finden können und müssen. Während § 194 BewG einen 
gesetzlichen Vorrang des Vergleichswertverfahrens begründet, ist dies bei der 
Wertermittlung nach § 8 ImmoWertV nicht der Fall. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 14. Oktober 2020 (II R 7/18), veröffentlicht am 11. Februar 2021. 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

Terminplaner 
  

Aktuelles zur Umsatzsteuer 2021 

16.03. und 23.03., Webcast 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 
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Ihrer Einwilligung. Sie können den 
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